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Vorwort 
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nicht mehr miterleben durfte. 
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seine verbindliche Art und die engagierte Betreuung des Promotionsverfah-
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Betreuer für diese Arbeit wünschen können. 

Professor Heinz-Peter Mansel gilt mein Dank für die sofortige Bereitschaft 
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Schriftenreihe. 

Herrn Jonathan Jung und Herrn Dr. Philip Matuschka danke ich für die Ma-
nuskriptkorrektur und ihre wertvollen Anregungen. Ferner danke ich meinen 
Kolleginnen und Kollegen und Freundinnen und Freunden vom Potsdamer 
Lehrstuhl, insbesondere Frau Lara Hanner, Frau Ulrike Ising und Herrn Malte 
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Herrn Ass. iur. Pirmin Emanuel Schreiner bin ich besonders zu Dank verpflich-
tet für die enge Zusammenarbeit, die intensiven Diskussionen und die berei-
chernde Unterstützung dieses Promotionsprojektes. 

Meinen Eltern Anke und Ulrich Diehl danke ich für Ihre Unterstützung und 
stets interessierte Begleitung meines Weges. 

Der größte Dank gilt meiner Frau Elina Rubertus, deren unermüdliche Un-
terstützung während der langen Zeit des Studiums und des Promotionsverfah-
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ZVR Zeitschrift für Verkehrsrecht 
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Kapitel 1 

Einleitung und Problemaufriss 

„ ,Wer in Rom lebt, muss wie ein Römer leben‘ und darf es auch.“ 

Leo Raape, Internationales Privatrecht, 4. Aufl. Berlin/Frankfurt a.M. 1955, S. 537. 
(Hervorhebung im Original) 

 
Im europäisch vereinheitlichten Kollisionsrecht ist seit In-Kraft-Treten der 
Rom II-VO zur Bestimmung des anwendbaren Rechts in grenzüberschreiten-
den Deliktsfällen grundsätzlich an den gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt 
der streitenden Parteien anzuknüpfen (Art. 4 Abs. 2 Rom II-VO). In den meis-
ten übrigen Fällen gilt das sogenannte Erfolgsortprinzip (Art. 4 Abs. 1 Rom II-
VO). 

Aus deutscher Sicht ist eine der Neuerungen der deliktischen Grundanknüp-
fung somit das völlige Außerachtbleiben des deliktischen Handlungsorts als 
möglicher Anknüpfungspunkt für die Bestimmung des anwendbaren Rechts.1 
Der Handlungsort ist aber gleichwohl ein wesentliches Element des delikti-
schen Sachverhalts, insbesondere im internationalen grenzüberschreitenden 
Rechtsverkehr. Geografisch liegt hier der Ursprung der Rechts- bzw. Rechts-
gutverletzung, und mithin der kausale Auslöser des zu ersetzenden Schadens. 
Das autonome deutsche Kollisionsrecht stellt aus diesem Grund in Art. 40 
Abs. 1 EGBGB bis heute auf den Tatort als Anknüpfungspunkt für internatio-
nalprivatrechtliche Deliktsfälle ab, der neben der Anknüpfung an den Erfolgs-
ort auch eine solche an den Handlungsort zulässt. 

Nach hundertjähriger Rechtsprechung,2 entsprechend umfangreichen Ent-
wicklungen im Schrifttum3 und spät erfolgter positiv-rechtlicher Normierung 
des Tatortprinzips in Art. 40 Abs. 1 EGBGB schien die Anknüpfung an den 
Tatort in Stein gemeißelt. Dem hat der europäische Verordnungsgeber indes 
mit der Anknüpfung an den Erfolgsort in Art. 4 Abs. 1 Rom II-VO eine Absage 
erteilt.4 

 
1 Hohloch, YbPIL 9 (2007), 1, 3, 8 f.; MüKo-BGB/Junker, Art. 4 Rom II-VO Rn. 11, 19; 

Rauscher/Unberath/Cziupka/Pabst, EuZPR/EuIPR, Art. 4 Rom II-VO Rn. 1, 5. Vgl. ferner 
Calliess/von Hein, Rome Regulations, Art. 4 Rome II Rn. 5, 24. 

2 RG, Urt. v. 20.11.1888 – II 225/88 = RGZ 23, 305, 306; Junker, in: FS W. Lorenz II, 
321, 323 f. m.w.N.; Lorenz, W., in: Vorschläge und Gutachten, 97, 105 ff. Ebenso Hohloch, 
YbPIL 9 (2007), 1, 8; von Hein, ZEuP 2009, 6, 9. 

3 Exemplarisch: Kadner Graziano, RabelsZ 73 (2009), 1; Kropholler, RabelsZ 33 (1969), 
601. 

4 Dornis, SZIER/RSDIE 2015, 183, 35. Krit. Kühne, in: FS Deutsch, 817, 822. 
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Es liegt aber auf der Hand, dass die internationalprivatrechtliche Betrach-
tung eines grenzüberschreitenden Delikts gleichwohl nicht ohne Bezugnahme 
des Handlungsorts auskommen kann.5 Einhellig wird daher angenommen, dass 
die grundlegende Bedeutung des Handlungsorts bereits in der Kollisionsregel 
des Art. 4 Rom II-VO enthalten ist. Abwägungen von berechtigten Täter- und 
Opfererwartungen werden bereits in der abstrakten Anknüpfungsnorm und da-
mit losgelöst vom Einzelfall mitgedacht.6 

Damit bleibt für das Sachrecht der am Handlungsort geltenden Rechtsord-
nung grundsätzlich kein Platz, es sei denn, Handlungs- und Erfolgsort sind 
identisch oder der Handlungsort entspricht dem Ort des gemeinsamen gewöhn-
lichen Aufenthalts der Parteien (Art. 4 Abs. 2 Rom II-VO). Der Handlungsort 
repräsentiert aber das unmittelbare rechtliche und tatsächliche Umfeld des 
Schädigers. Hier ist er insbesondere Handlungsanweisungen und Verhaltens-
standards ausgesetzt, an die er sich im Zweifel halten wird. Nicht immer ist 
vorhersehbar, ob und wie sich eine in Staat A vorgenommene Handlung in 
Staat B auswirken wird oder nicht. Für den Schädiger ist auch nicht zwangs-
läufig ersichtlich, welchen Verhaltensmaßstab die Rechtsordnung des Staates 
B anlegt. All dies hat zur Folge, dass im Einzelfall abweichend vom Delikts-
statut auch weiterhin das Bedürfnis nach Heranziehung der Sicherheits- und 
Verhaltensregeln des Handlungsorts besteht. Unklar aber ist, in welchen Fällen 
diesem Bedürfnis billigerweise nachgegeben werden muss und in welchen Fäl-
len an der Erfolgsortanknüpfung festgehalten werden sollte. Unklar ist auch, 
welcher dogmatische und methodische Weg zur Erreichung eines insoweit an-
gemessenen Ergebnisses gegangen werden muss. 

I. Art. 17 Rom II-VO 

Der europäische Verordnungsgeber erkennt diesen Umstand und löst ihn in 
Art. 17 Rom II-VO. Demnach sind die Sicherheits- und Verhaltensregeln des 
Handlungsorts im Einzelfall faktisch und soweit angemessen zu berücksichti-
gen. Mit der ausdrücklichen Normierung des Berücksichtigens ist scheinbar 
eine Abgrenzung von den klassischen IPR-Methoden der Verweisung auf aus-
ländisches Recht mit dessen anschließender Anwendung sowie der Anerken-
nung ausländischer Rechtslagen intendiert.7 Obwohl das anwendbare Recht in 
den relevanten Konstellationen durch das Kollisionsrecht bereits bestimmt 
wurde, sollen Regeln einer weiteren, nicht anwendbaren, Rechtsordnung be-
rücksichtigt werden. Der europäische Verordnungsgeber greift hier auf ein 

 
5 von Hein, ZEuP 2009, 6, 16: „nicht schlechthin irrelevant“. Vgl. ferner Stoll, in: GS 

Lüderitz, 733, 735. 
6 Vgl. ErwG 16 Rom II-VO; Dornis, SZIER/RSDIE 2015, 183, 187 f., 190. 
7 Dok. KOM(2003) 427 endg., S. 28. 
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Phänomen zurück, das im Schrifttum8 schon seit knapp 60 Jahren bekannt ist 
und seither kontrovers diskutiert wird: die Datumtheorie. 

Der Datumtheorie scheinbar folgend normiert Art. 17 Rom II-VO also einen 
Berücksichtigungsbefehl für „Sicherheits- und Verhaltensregeln“. Bewusst 
soll in dieser Untersuchung die Terminologie „Befehl“ eingesetzt werden. 
Art. 17 Rom II-VO enthält ein imperatives Element, so wie nahezu jeder ge-
setzliche Tatbestand eine verbindliche Anweisung an den Rechtsanwender ent-
hält. Die Identifizierung des imperativen Kerns des Art. 17 Rom II-VO ist al-
lerdings komplex und schwer zu verstehen. Das macht die Vorschrift zu einem 
gerade von der Rechtsprechung stiefmütterlich behandelten9 und methodisch 
schwer einzuordnenden Fremdkörper innerhalb des Verweisungssystems der 
Rom II-VO und des Methodenkanons des Internationalen Privatrechts. Es 
wirkt mitunter so, als ob Art. 17 Rom II-VO kaum als vollwertige Norm wahr-
genommen und in der Rechtspraxis zuweilen übergangen wird.10 Dies kann je-
doch nicht darüber hinwegtäuschen, dass es sich bei dem zugrundeliegenden 
Prinzip des Art. 17 Rom II-VO um einen integralen Bestandteil nicht nur des 
europäisch vereinheitlichten Kollisionsrechts, sondern des internationalen De-
liktsrechts insgesamt handelt. Der Wortlaut der Norm gestattet vielfältige Aus-
legungsmöglichkeiten in Bezug auf die Dogmatik und Methodik der Berück-
sichtigung. Dies spiegelt auch ein erster Schrifttumsbefund:11 Die Diskussion 
der Berücksichtigung nicht anwendbaren Rechts im internationalen Privatrecht 
erfolgt in der Sache so zahlreich wie heterogen, wobei nahezu alle Stimmen zu 
identischen Ergebnissen finden.12 

 
8 Grundlegend Ehrenzweig, Buff.L.Rev. 55 (1966–1967), 55; Jayme, in: GS Ehrenzweig, 

36. Stellvertretend für die europäische Rezeption: Dornis, SZIER/RSDIE 2015, 183; Heßler, 
Sachrechtliche Generalklausel; Looschelders, Anpassung, S. 26, 28, 70; Mansel, Personal-
statut, S. 49 f.; Lorenz, E., FamRZ 1987, 645; Pfeiffer, Th., in: LA Schurig, 229; Schulze, 
G., in: Kulturelle Identität und Internationales Privatrecht, 155; Schulze, G., IPRax 2010, 
290; Siehr, RabelsZ 34 (1970), 585; Sonnenberger, in: FS Rebmann, 819; Weller, IPRax 
2014, 225; Weller, RabelsZ 81 (2017), 747. 

9 So findet sich bisher soweit ersichtlich kein Urteil des BGH oder des EuGH zu Art. 17 
Rom II-VO. 

10 Zu diesem Ergebnis kommt im Hinblick auf Art. 40 EGBGB bereits Staudinger/von 
Hoffmann, Art. 38–42 EGBGB, Art. 40 EGBGB Rn. 58 m.w.N. z. Rspr. Aus jüngerer Zeit 
siehe z.B. BGH, Urt. v. 28.4.2015 – VI ZR 206/14, NJW-RR 2015, 1056. Der BGH geht 
nicht auf Art. 17 Rom II-VO ein, obwohl dies notwendig gewesen wäre. Dazu krit. Anm. 
Lindner/Thelen, ZJS 2015, 609, 609. Ferner OLG München, Urt. v. 4.11.2016 – 10 U 
2408/16, BeckRS 2016, 19435 m. Anm. Frese, NZV 2017, 53, der ebenfalls dogmatische 
und methodische Klarheit hinsichtlich der Anwendung von Art. 17 Rom II-VO schuldig 
bleibt. 

11 Nachw. siehe oben Kap. 1 Fn. 8 (S. 5). 
12 Dazu unten Kap. 3 I. (S. 60 ff.). 



6 Erster Teil: Grundlagen  

1. Anerkannte Anwendungsbereiche 

Art. 17 Rom II-VO ist mit Blick auf seine Historie13 und die Erwägungsgründe 
33 und 34 der Rom II-VO zu einem nicht unerheblichen Teil aus dem Kollisi-
onsrecht der Straßenverkehrsunfälle erwachsen. Im allseits anerkannten Kern-
bereich der Vorschrift werden daher typischerweise Straßenverkehrsunfälle er-
fasst, bei denen die Unfallbeteiligten einen gemeinsamen gewöhnlichen Auf-
enthalt haben, der nach Art. 4 Abs. 2 Rom II-VO auch das Deliktsstatut be-
stimmt.14 Wenn dies nun z.B. auf zwei Deutsche zutrifft, die im englischen 
Linksverkehr in einen Straßenverkehrsunfall verwickelt sind, verfängt Art. 17 
Rom II-VO und verhilft dem englischen Linksfahrgebot trotz der Anwendung 
des deutschen Rechts zur Berücksichtigung. Derjenige Unfallbeteiligte, der 
sich hier auf das Rechtsfahrgebot nach § 2 Abs. 1, 2 der deutschen Straßenver-
kehrsordnung beruft, wird nach Maßgabe des Art. 17 Rom II-VO daher erfolg-
los bleiben. Art. 17 Rom II-VO wird im Falle der Straßenverkehrsunfälle zu-
dem von Erwägungsgrund 33 Rom II-VO flankiert, der eine vergleichbare Be-
rücksichtigungsanordnung etwa für die Berechnung von Schmerzensgeldgren-
zen enthält.15 Im Unterschied zu Art. 17 Rom II-VO wird hier jedoch nicht auf 
Regeln normativen Gehalts, sondern auf alle tatsächlichen Umstände des Aus-
landssachverhalts abgestellt.16 Weitere, in Einzelheiten kontrovers diskutierte, 
im Ganzen aber überwiegend anerkannte Fälle der Berücksichtigung von Si-
cherheits- und Verhaltensregeln sind etwa Unfälle auf Ski-Pisten unter Geltung 
der FIS-Verhaltensregeln17 oder auch öffentlich-rechtliche (Anlagen-)Geneh-
migungen des Staates, in dem die schädigende Handlung stattfindet18. Diese 
und ähnliche Fallgestaltungen bilden den anerkannten Anwendungsbereich des 
Art. 17 Rom II-VO und wurden auch vor In-Kraft-Treten der Rom II-VO ent-
weder aufgrund vergleichbarer Vorschriften19 oder ohne geschriebene Grund-

 
13 Dazu unten Kap. 5 (S. 135 ff.). 
14 MüKo-BGB/Junker, Art. 17 Rom II-VO Rn. 4, 9 („‚Keimzelle‘ der Regelung“); 

BeckOK-BGB/Spickhoff, Art. 17 Rom II-VO Rn. 4; Calliess/von Hein, Rome Regulations, 
Art. 4 Rome II Rn. 3. 

15 Dazu Rentsch, GPR 2015, 191, 193 f; Weller, in: Die Person im Internationalen Privat-
recht, 53, 57. 

16 Rentsch, GPR 2015, 191, 194. 
17 Siehe hierzu aber unten Kap. 3 I. 3. b) (S. 83 ff.) und Kap. 6 II. 2, d) cc) (2) (S. 167 f.). 
18 BeckOGK-BGB/Maultzsch, Art. 17 Rom II-VO Rn. 22 ff.; Rüppell, Berücksichti-

gungsfähigkeit, S. 172; Fuglinszky, in: Politik und Internationales Privatrecht, 111, 119 ff. 
Die Anwendung des Art. 17 Rom II-VO auf öffentlich-rechtliche Genehmigungen ableh-
nend Bittmann, in: Europäisches Kollisionsrecht, Rn. 309; Mankowski, IPRax 2010, 389, 
390 f; Matthes, GPR 2011, 146, 150 f. 

19 Art. 7 des Haager Übereinkommens über das auf Straßenverkehrsunfälle anzuwen-
dende Recht v. 4.5.1971 (HStVÜ): „Unabhängig von dem anzuwendenden Recht sind bei 
der Bestimmung die am Ort und zur Zeit des Unfalls geltenden Verkehrs- und Sicherheits-
vorschriften zu berücksichtigen.“ Art. 9 des Haager Übereinkommens über das auf die 
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lage anerkannt und von der rechtswissenschaftlichen Literatur vielfach be-
schrieben.20 

2. Offene Fragen 

Die Lösung der anerkannten Fallgestaltungen aus dem Bereich der Verkehrs-
unfälle und Parallelsportarten21 durch die Berücksichtigung nicht anwendbarer 
Sicherheits- und Verhaltensregeln leuchtet zunächst ein und wird daher vieler-
orts als „selbstverständlich“22 und der „Natur der Sache“ entsprechend be-
schrieben.23 Allerdings sind diese Fallgestaltungen häufig sehr einfach struk-
turiert. Zumeist handelt es sich um sogenannte Platzdelikte24 und die Abwei-
chung des anwendbaren Rechts von dem Recht des Handlungsorts erfolgt eher 
zufällig. Gerade weil die Lösung dieser Konstellationen sich aufzudrängen 
scheint, fehlt es in Rechtsprechung und Schrifttum bisher an einer präzisen 
dogmatischen Begründung für das Berücksichtigungsprinzip. Die Berücksich-
tigung als Rechtsphänomen ist bislang theoretisch kaum begründet, sondern 
wird schlicht als gegeben hingenommen.25 Es ist daher erforderlich, die dog-
matische Funktionsweise des Berücksichtigungsprinzips im Kontext des inter-
nationalen Deliktsrechts grundlegend herzuleiten. Die so angestrebte Herlei-
tung soll zudem ermöglichen, den Anwendungsbereich des Berücksichtigungs-
prinzips möglichst widerspruchsfrei auch auf kompliziertere Sachverhalts-
konstellationen, etwa Distanzdelikte, zu übertragen. 

Daneben stellen sich insbesondere im Anwendungsbereich des Art. 17 
Rom II-VO verschiedene tatbestandsspezifische Einzelfragen. Einerseits wird 
zu klären sein, ob der geografische und zeitliche Bezugspunkt der zu berück-
sichtigenden Sicherheits- und Verhaltensregeln der Ort und die Zeit einer or-
ganisatorischen Leitentscheidung sein kann.26 Wenig erschlossen ist außerdem 
die Frage, ob das Berücksichtigungsprinzip und Art. 17 Rom II-VO als allsei-
tige Norm zu verstehen sind – ob also Normen der lex fori ebenso wie Normen 
der ausländischen lex causae zu berücksichtigen sein können:27 Den aner-

 
Produkthaftung anzuwendende Recht vom 2.10.1973 (HProdHÜ): „The aplication of Artic-
les 4, 5 and 6 shall not preclude consideration being given to the rules of conduct and safety 
prevailing in the State where the product was introduced into the market.“ 

20 Palandt-BGB/Thorn, Art. 17 Rom II-VO Rn. 1. Vgl. ferner MüKo-BGB/Junker, 
Art. 17 Rom II-VO Rn. 9. 

21 Zu diesem Begriff MüKo-BGB/Wagner, G., § 823 BGB Rn. 698 f. 
22 Erman-BGB/Hohloch, Art. 17 Rom II-VO Rn. 2 f. Vgl. auch Weller, RabelsZ 81 

(2017), 747, 778. 
23 BGH, Urt. v. 23.11.1971 – VI ZR 97/70, IPRspr. 1971 Nr. 18 = BGHZ 57, 265, 267 f. 

Siehe auch Schulze, G., in: Kulturelle Identität und Internationales Privatrecht, 155, 160. 
24 Palandt-BGB/Thorn, Art. 4 Rom II-VO Rn. 26. 
25 Dornis, SZIER/RSDIE 2015, 183, 216. 
26 Insoweit kritisch Stoll, in: GS Lüderitz, 733, 738 f. 
27 Dazu Weller, in: Die Person im Internationalen Privatrecht, 53, 73. 
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kannten Fällen der Datumtheorie und des Art. 17 Rom II-VO ist gemein, dass 
sie in der Regel bei Anwendung der lex fori zur Berücksichtigung von Verhal-
tensnormen der lex loci delicti führen. Wenig beschrieben und durchaus prob-
lematisch ist dagegen der umgekehrte Fall einer Berücksichtigung von data, 
also tatsachengleich wirkender nicht anwendbarer Rechtsnormen, der lex fori 
unter Anwendung eines fremden Rechts. Solche Konstellationen können sich 
aber auf Grundlage der sogleich folgenden Sachverhaltsgestaltungen ergeben, 
die als Leitlinie für den Fortgang der Untersuchung dienen sollen. 

II. Fallbeispiele 

1. Sprengung im Gebirge 

In Anlehnung an das Beispiel von Symeonides verdeutlicht der folgende Aus-
gangsfall die Grundstruktur und Funktionsweise des Art. 17 Rom II-VO bei 
Vorliegen eines Distanzdelikts:28  

Bei Sprengarbeiten in den französischen Alpen, durchgeführt durch den ös-
terreichischen Sprengmeister S, führt eine Explosion zu einer Erschütterung 
auf der italienischen Gebirgsseite und löst dort eine Lawine aus. Durch den 
Abgang der Lawine werden einige englische Touristen auf italienischem 
Staatsgebiet geschädigt. Dem S war es im Zeitpunkt der Sprengung nicht mög-
lich, den Abgang der Lawine und die daraus resultierenden Folgen zu erken-
nen. Es fragt sich, nach welchem Recht die Schadensersatzansprüche der eng-
lischen Touristen gegen den S zu beurteilen sind. 

In einer Abwandlung ist anzunehmen, dass die Touristen ebenfalls die ös-
terreichische Staatsangehörigkeit und ebenfalls ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
in Österreich haben. Daneben kann die subjektive Motivationslage des S je-
weils variiert werden: einerseits kann unterstellt werden, dass S das Unglück 
sicher vorhersah oder womöglich sogar zielgerichtet eine Lawine auf italieni-
schem Staatsgebiet auslösen wollte; andererseits kann angenommen werden, 
dass er nicht von dem Abgang einer Lawine ausging, als er die Sprengung vor-
nahm und dies auch nicht vorhersehen konnte. 

 
28 Vgl. Symeonides, Am.J.Comp.L. 56 (2008), 173, 173, 187. Zu den Bergbaufällen 

Siehe ausführlich auch Staudinger/von Hoffmann, Art. 38–42 EGBGB, Art 40 EGBGB 
Rn. 51. 
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2. Transnationale Textilproduktion 

Vielfach wurden in der jüngeren rechtswissenschaftlichen Literatur auch die 
Fälle des deutschen Textilunternehmens K diskutiert.29 Diese vorliegend in 
vereinfachter Form unterstellten Sachverhalte werfen neben menschenrechtli-
chen Problemstellungen auch Fragen des internationalen Deliktsrechts auf. 

a) Einsturz der Textilfabrik Rana Plaza 

Am 24.4.2013 stürzte nahe der bangladeschischen Hauptstadt Dhaka das acht-
geschossige Gebäude Rana Plaza ein. In dem Gebäude wurden hauptsächlich 
Textilprodukte für das deutsche Textilunternehmen K produziert. Der Einsturz 
der Textilfabrik forderte nach übereinstimmenden Berichten tausende Verlet-
zungs- und Todesopfer.30 

Bisher ist in tatsächlicher Hinsicht ungeklärt, ob ein für den Einsturz der 
Fabrik kausales Verhalten in Deutschland stattgefunden hat. Für die hiesige 
Untersuchung wird dies unterstellt. Die Vertreter des Unternehmens K haben 
demnach Leitentscheidungen in der Firmenzentrale in Deutschland getroffen, 
die unter Außerachtlassung deutscher Sicherheits- und Verhaltensstandards, 
etwa Belegungsgrenzen u.ä., zu dem Einsturz der Fabrik geführt haben. Diese 
Leitentscheidungen haben – hier unterstellt – die bangladeschischen Sicher-
heits- und Verhaltensvorschriften eingehalten.31 

b) Brand in der Textilfabrik Ali Enterprise 

Ein rechtlich vergleichbarer Fall ereignete sich am 11.9.2012 in einer Textil-
fabrik der Ali Enterprises in Pakistan. In dem Fabrikgebäude brach ein Feuer 
aus, erneut waren hohe Opferzahlen die Folge.32 Die Fabrik, in der das Feuer 
ausbrach, entsprach unterstellt zwar den Feuerschutzstandards vor Ort, nicht 
aber jenen des deutschen Rechts. Auch in diesem Fall wurden Überreste der 
Produktion für die K gefunden und es ist davon auszugehen, dass die K den 
größten Teil der Fabrik durch ihre Produktion ausgelastet hat.33 

 
29 Pförtner, in: Politik und Internationales Privatrecht, 93, 95 f; Spießhofer, Unternehme-

rische Verantwortung, S. 427; Thomale/Hübner, JZ 2017, 385; Weller/Kaller/Schulz, AcP 
216 (2016), 387. 

30 Ausführlich zum Geschehen nur Spießhofer, Unternehmerische Verantwortung, 
S. 426 f. 

31 Tatsächlich war dies wohl nicht der Fall, vgl. Spießhofer, Unternehmerische Verant-
wortung, S. 427. 

32 Thomale/Hübner, JZ 2017, 385. 
33 Im Gegensatz zum ersten Fall ist war hier eine Klage von Angehörigen der Opfer gegen 

die K am Landgericht Dortmund (Az. 7 O 95/15) anhängig. Unter Anwendung des pakista-
nischen Rechts hat das Landgericht Dortmund die Klage allerdings wegen Verjährung der 
Ansprüche abgewiesen. Das Urteil ist abgedruckt in IPRax 2019, 317 m. Anm. Ostendorf, 
IPRax 2019, 297. Vgl. ferner Thomale/Hübner, JZ 2017, 385, 386. 
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3. Flugzeugabsturz 

Am 24.3.2015 zerschellte eine von Barcelona in Richtung Düsseldorf fliegende 
Maschine des Typs Airbus A320-211 in den französischen Alpen. Die Un-
glücksmaschine gehörte zur Flotte des Luftfahrtunternehmens G, einer Toch-
tergesellschaft der L. Beide Fluggesellschaften haben ihren Sitz in Deutsch-
land. Der Absturzgrund ist nach den gesicherten Erkenntnissen der Auswer-
tung der Flugdatenschreiber der Suizid des Co-Piloten, der unter psychischen 
Problemen litt und bereits im Jahr 2009 eine depressive Episode durchlitt. Für 
kurze Zeit wurde ihm daher keine Verlängerung des Flugtauglichkeitszeugnis-
ses erteilt. Bei neuerlicher Ausstellung des Flugtauglichkeitszeugnisses des 
Co-Piloten durch die Fluggesellschaft waren die psychischen Erkrankungen 
demnach bekannt und wurden auch mit einem Vermerk gekennzeichnet. 
Gleichwohl wurde im Rahmen der Verlängerung der Flugtauglichkeit durch 
die Fluggesellschaft kein Psychiater oder Psychologe mehr hinzugezogen. 
Auch wurden trotz des Vermerks die Intervalle der Flugtauglichkeitsprüfung 
nicht verkürzt. 

Alle 144 an Bord befindlichen Passagiere und die Crewmitglieder starben 
infolge des Absturzes der Maschine. Unter den Opfern befand sich hier unter-
stellt der Österreicher O, der in Österreich auch seinen gewöhnlichen Aufent-
halt hatte. 

Fraglich ist, nach welchem Recht sich Schadensersatzansprüche (insbeson-
dere Schockschäden) der Ehefrau E des O richten; die internationale Zustän-
digkeit der deutschen Gerichte wird unterstellt.34 E hat die spanische Staatsan-
gehörigkeit und lebt in Spanien. 

III. Begrenzung des Untersuchungsgegenstandes 

Um den hier zu betrachtenden internationalprivatrechtlichen Problemstellun-
gen gerecht werden zu können, ist zunächst eine sachliche Begrenzung des Un-
tersuchungsgegenstandes vorzunehmen. 

1. Haftung transnationaler Unternehmen für Menschenrechtsverletzungen 

Der Schwerpunkt dieser Arbeit liegt im internationalen Privatrecht. So sollen 
Methodik und Ratio der einschlägigen Vorschriften des internationalen Privat-
rechts auf die Frage hin untersucht werden, ob ein ausreichendes Instrumenta-
rium zur Verfügung steht, um den oben vorangestellten Lebenssachverhalten 
auf internationalprivatrechtlich gerechte Weise begegnen zu können. Der kon-

 
34 Die internationale Zuständigkeit der deutschen Gerichte ergibt sich i.E. aus Art. 33 

Abs. 1 MÜ, das der Brüssel Ia-VO vorgeht. Dazu Weller/Rentsch/Thomale, NJW 2015, 
1909 f. 
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